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Aufgrund der Annahme der Motion KVF-SR am 27. Februar 2018 sah die KVF-SR keinen
weiteren Handlungsbedarf bezlglich der Via sicura. Sie beschloss deshalb an ihrer
Sitzung vom 9. April 2018 einstimmig, der parlamentarischen Initiative Addor (svp, VS)
"Via sicura. Nein zur Dreifachbestrafung" keine Folge zu geben. Aus dem gleichen
Grund empfahl sie ihrem Rat mit 8 zu 2 Stimmen bei 2 Enthaltungen, die im September
2016 vom Nationalrat angenommene Motion Gschwind (cvp, JU) "Via sicura.
Verhéaltnismassigkeit ~ der  strafrechtlichen und  administrativen  Sanktionen
wiederherstellen" abzulehnen. Der im Rat noch nicht behandelten, im Méarz 2017
eingereichten parlamentarischen Initiative Rieder (cvp, VS) "Via sicura. Zurick zur
Vernunft" wollte die KVF-SR mit 8 zu 3 Stimmen bei einer Enthaltung ebenfalls keine
Folge geben. Standerat Rieder zog seine parlamentarische Initiative im Mai 2018
zurick. !

Nachdem Nationalrat Quadri (lega, TI) das Thema schon 2013 aufgenommen hatte,
lancierten im Februar 2019 einige Privatpersonen aus dem Kanton St. Gallen eine
Volksinitiative zur «Integration des Landeskennzeichens in das Kontrollschild
(Kontrollschild-Initiative)>». Hintergrund ist der Umstand, dass ein Motorfahrzeug bei
Fahrten ins Ausland mit dem Kirzel jenes Landes versehen sein muss, in dem das
Fahrzeug zugelassen ist. Dieser Erfordernis des Wiener Ubereinkommens (ber den
Strassenverkehr kann in der Schweiz, wo zwar das Schweizer Wappen, nicht aber das
Kirzel «CH» auf dem Nummernschild steht, mit dem Aufkleben eines «CH»-Klebers
Genlige getan werden. Wer dies jedoch unterlasst und Uber die Grenze fahrt, kann
gebiisst werden. Wahrend die Motion Quadri 2013 eine Anderung der Wiener
Ubereinkunft vorgeschlagen hatte, setzt das Initiativkomitee der Kontrollschild-
Initiative auf eine Integration des Landesklrzels in das Erscheinungsbild des
Nummernschildes, so dass ein zuséatzlicher Aufkleber nicht mehr notwendig wére.

Auf das Initiativ-Vorhaben aufmerksam geworden, fragte Stdnderat Caroni (fdp, AR) im
Juni 2019 in einer Interpellation (Ip. 19.3083), ob der Bundesrat bereit ware, das Design
der Fahrzeugkontrollschilder anzupassen. Der Bundesrat hielt zwar fest, dass der
«CH»-Aufkleber sehr zweckméssig sei, wies aber auch darauf hin, dass in sehr
bevdlkerungsreichen Kantonen der Moment naherrtcke, in welchem die sechsstelligen
Nummern der Kontrollschilder aufgebraucht sein wirden. Spatestens dann brauche es
Anpassungen und dann werde auch die Integration des Landeskirzels gepruft.
Standerat Caroni fragte nach einem Zeitplan, doch Bundesrdtin Sommaruga konnte
keine genaue Auskunft geben - es dauere sicher noch «ein paar Jahre». ?

Mit einer Motion verlangte die Grinliberale Fraktion griine Zonen fiir Elektrofahrzeuge.
Von der Schaffung von speziellen Zonen flr das Parken von Elektrofahrzeugen
versprach sich die Grinliberale Fraktion einen Anreiz, der zu einem héheren Anteil von
Elektrofahrzeugen im Verkehr fuhren soll. Die grine Zone kbénne auch
Auflademoglichkeiten beinhalten und soll zentral gelegen sein, damit das Fahren von
Elektrofahrzeugen méglichst attraktiv werde. Das von Nationalrat Flaach (glp, AG) im
Plenum prasentierte Anliegen wurde von Nationalrat Schilliger (fdp, LU) angegriffen: Um
Parkplatze werde in den Staddten heftig gestritten und die Schaffung von exklusiven
Parkzonen flr Elektrofahrzeuge wirde diese Konflikte verstérken. Zudem entstehe
zuséatzlicher Suchverkehr, was undkologisch sei. Bundesratin Sommaruga hielt der Kritik
entgegen, dass die Motion keine Zwange schaffe, den Foderalismus respektiere und den
Stédten und Gemeinden die Mdoglichkeit gebe, diesbezlglich eigene Entscheide zu
féllen. Die Bundesratin bezeichnete die Motion als «Beitrag in die Richtung, in die wir
gehen wollen». Die Motion wurde im Marz 2019 vom Nationalrat mit 90 zu 84 Stimmen
(keine Enthaltungen) angenommen. Die Motion abgelehnt hatten die Fraktionen der SVP
und FDP.?

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20



POSTULAT
DATUM: 05.03.2019
NIKLAUS BIERI

POSTULAT
DATUM: 05.03.2019
NIKLAUS BIERI

MOTION
DATUM: 05.03.2019
NIKLAUS BIERI

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 11.03.2019
NIKLAUS BIERI

Ein Postulat der Griinliberalen Fraktion verlangte vom Bundesrat, die Auswirkungen von
Fahrassistenzsystemen auf die Verkehrssicherheit zu prifen. Der Bund solle
wissenschaftlich erheben, welche Fahrassistenzsysteme in welcher Art zu mehr
Verkehrssicherheit fihren kénnten und welche Ressourcen und gesetzlichen
Anpassungen allenfalls notwendig seien, um die Verkehrssicherheit dank
Fahrassistenzsystemen optimal zu erhéhen. Im Plenum wurde keine Kritik vorgebracht,
Nationalrat Burkart (fdp, AG), der das Postulat bekdmpft hatte, war nicht im Saal.
Bundesratin Sommaruga zeigte sich bereit, ein entsprechendes Forschungsprojekt
aufzunehmen, und bat den Rat um Annahme des Postulats. Die geschlossene Ablehnung
durch die Fraktionen von SVP und FDP sowie einer grossen Mehrheit der CVP-Fraktion
fuhrte jedoch zur Ablehnung des Postulats mit 119 zu 69 Stimmen (keine Enthaltungen). *

Mit ihrem Postulat «Mobilitdt 4.0 fiir mehr Mobilitat> wollte die Fraktion der
Grunliberalen Partei den Bundesrat beauftragen, in einem Bericht die Entwicklung der
sogenannten «Mobilitat 4.0» mit den grossen Investitionen in die Strasseninfrastruktur
zu vergleichen. Unter Mobilitat 4.0 versteht die Fraktion einerseits den systematischen
Einsatz von Informationstechnologien zur Optimierung der Nutzung von Infrastruktur,
andererseits aber auch die vernetzte Mobilitat (Carsharing, Fahrgemeinschaften). Die
Fraktion fuhrte aus, diese neuen Ansatze mussten geprift werden, bevor langwierige
und teure Investitionen wie etwa der Dreispurausbau der Nationalstrasse zwischen
Genf und Lausanne in Angriff ggnommen wirden. Der Bundesrat beantragte im Februar
2018 die Annahme des Postulats. Das Geschaft wurde im Nationalrat im Marz wie auch
im September 2018 bekampft und verschoben. Im Marz 2019 debattierte schliesslich
der Nationalrat dartiber. Wahrend fir die GLP-Fraktion Nationalrétin Chevalley (glp, VD)
das Anliegen empfahl, begriindete der Genfer Nationalrat Nidegger (svp, GE), weshalb
das Postulat bislang bekampft worden war. Er bezeichnete den Ausbau der
Nationalstrasse zwischen Genf und Lausanne als dringende Notwendigkeit, alles andere
sei einfach nicht serids, sei Verzogerungstaktik und «Science-Fiction». Bundesratin
Sommaruga hielt fest, dass es nicht darum gehe, entweder die Infrastruktur auszubauen
oder digitale Mittel einzusetzen. Vielmehr empfehle sich, beides zu tun. Sie sehe nicht,
was man gegen die Mittel der Mobilitdt 4.0 haben kénne, sprach Sommaruga die
ablehnenden Ratsmitglieder an. Diese behielten in der Abstimmung aber deutlich die
Oberhand: Mit 115 zu 71 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) wurde das Postulat abgelehnt. °

Einen Aktionsplan gegen die Manipulation von Adblue-Anlagen verlangte Regula Rytz
(gp. BE) mit einer Motion im Februar 2017. Hintergrund ist die bei Kontrollen gemachte
Feststellung, dass auch auf Schweizer Nationalstrassen Transitlastwagen mit
manipulierten Abgasanlagen unterwegs waren. Manipulationen an den sogenannten
Adblue-Anlagen - Adblue ist ein Zusatzstoff, der dem Diesel beigefligt wird und der den
Ausstoss von Stickoxiden verringern soll - fihren bei den betroffenen Fahrzeugen zu
einem Stickoxidausstoss, der den erlaubten Grenzwert Gbertrifft. Der von Nationalratin
Rytz geforderte Aktionsplan sieht Informationen an der Grenze, intensive Kontrollen
und die rasche Realisierung des geplanten Schwerverkehrszentrums im Tessin vor und
soll das Fahren von manipulierten Lastwagen auf Schweizer Strassen verhindern.

Im Méarz 2019 behandelte der Nationalrat die Motion. Bundesratin Sommaruga sicherte
der Motionérin zwar zu, dass der Bundesrat bereits diverse Massnahmen gegen
Abgasmanipulationen umgesetzt habe und die Forderungen der Motion bereits erfullt
seien, trotzdem nahm der Rat die Motion mit 100 zu 84 Stimmen (bei 5 Enthaltungen)
an. ®

Mit seiner Botschaft zum Ausbauschritt 2019 STEP Nationalstrassen unterbreitete der
Bundesrat im September 2018 dem Parlament drei Bundesbeschlisse: Den
Bundesbeschluss tber den Zahlungsrahmen Nationalstrassen 2020-2023 flr Betrieb,
Unterhalt und Ausbau im Sinne von Anpassungen, den Bundesbeschluss Uber den
Ausbauschritt 2019 fir die Nationalstrassen sowie den Bundesbeschluss Uber den
Verpflichtungskredit fur gréossere Vorhaben im Nationalstrassennetz, fir den
Ausbauschritt 2019 und flr die Planung von noch nicht beschlossenen Projekten.

Der Zahlungsrahmen flr Betrieb und Unterhalt der Nationalstrassen fur 2020-2023
belduft sich in der Fassung des Bundesrates auf CHF 8.156 Mrd. Mit dem Ziel der
Kapazitatserweiterung beantragte der Bundesrat dem Parlament den Beschluss des
Ausbauschrittes 2019 aus dem Strategischen Entwicklungsprogramm (STEP)
Nationalstrassen. Fir gréssere Vorhaben (insbesondere fur den Bau der zweiten Réhre
im Zuge der Sanierung des Gotthard-Strassentunnels), fir die Finanzierung des
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Ausbauschrittes 2019 sowie fur die Planung noch nicht beschlossener Projekte
beantragt der Bundesrat einen Verpflichtungskredit von CHF 4.651 Mrd. Fur den
Ausbauschritt 2019 sah der Bundesrat die Projekte Kapazitéatserweiterung Crissier,
Bypass Luzern inkl. Ergédnzung Sid (Kriens-Hergiswil) und Ausbau Nord
(Kapazitatserweiterung Rotsee-Buchrain), sowie die Umfahrung Le Locle vor.

Die KVF-NR stimmte den vorgesehenen Projekten zu, beschloss aber, weitere Vorhaben
in den Ausbauschritt 2019 aufzunehmen: Die Umfahrung La Chaux-de-Fonds und die
Umfahrung Nafels seien baureife Projekte, die bereits mit der Annahme des NAF
beschlossen worden seien und aus der Ubernahme des sogenannten neuen
Netzbeschlusses resultierten. Eine Minderheit Téngi (gp, LU) und eine Minderheit
Grossen Jurg (glp, BE) wandten sich gegen die Projekte Crissier und den Bypass Luzern,
fanden jedoch auch im Rat keine Mehrheit. Kritik erwuchs dem Geschéft in der Debatte
im Nationalrat im Méarz 2019 von linker und gruner Seite: «Ce dossier, c'est un peu
I'neure de vérité» befand etwa Lisa Mazzone (gp, GE) und meinte damit, was auch ihr
Vorredner Philipp Hadorn (sp, SO) schon ausgedrlckt hatte - dass es angesichts des
Klimawandels nicht die richtige Losung sei, Milliarden in den Ausbau des
Nationalstrassennetzes zu stecken. Mehrheiten der Fraktionen von SP, Grinen und
Grunliberalen stimmten dem Rickweisungsantrag Tongi zu, welcher jedoch mit 133 zu
53 Stimmen (bei einer Enthaltung) abgelehnt wurde.

Bei der Debatte des Ausbauschrittes 2019 wurden weitere Antrage beraten, etwa der
Antrag Ammann (cvp, SG) zur Aufnahme der Bodensee-Thurtal-Strasse in den
Ausbauschritt 2019, der Antrag Walliser (svp, ZH) flr die Llckenschliessung in der
Zurcher-Oberland-Autobahn  oder der Antrag Imark (svp, SO) fir den
Muggenbergtunnel. Obschon alle drei Projekte noch keine Vorprufung durchlaufen
haben, wie Bundesratin Sommaruga betonte, nahm der Rat diese Antrége an und die
Projekte in den Ausbauschritt 2019 auf. Die Tatsache, dass die Kosten der
Lickenschliessung der Zircher-Oberland-Autobahn (Antrag Walliser) noch unbestimmt
waren, fihrten bei der Abstimmung zur Losung der Kostenbremse zu Verwirrung und
Heiterkeit: Es war nicht klar, wie hoch der Betrag nun eigentlich sein sollte, fir den die
Kostenbremse gelockert wirde. Auf Ordnungsantrag Glattli (gp, ZH) wurde die
Abstimmung zur Lockerung der Kostenbremse verschoben.’

Eine Woche, nachdem die Debatte zu den Nationalstrassen 2020-2023 unterbrochen
worden war, nahm der Nationalrat das Geschéaft wieder auf. Die grosse Kammer hatte
den Bundesbeschluss zum Ausbauschritt 2019 in ihrer ersten Sitzung um drei Projekte
erganzt (Bodensee-Thurtal-Strasse, Zurcher-Oberland-Autobahn und
Muggenbergtunnel), konnte jedoch den Betrag fur den Verpflichtungskredit nicht
festlegen, da die Kosten dieser Projekte noch nicht bekannt waren. Die Behandlung des
Bundesbeschlusses zum Verpflichtungskredit wurde deshalb ausgesetzt, das Geschaft
ging zuruck an die Kommission. Die KVF-NR schlug vor, einen Verpflichtungskredit von
CHF 5,651 Mrd. zu beschliessen - der Bundesrat hatte eine Milliarde weniger
vorgesehen - und zudem einen Passus aufzunehmen, wonach dem Parlament ein
weiterer Verpflichtungskredit vorgelegt werde, sobald die Kosten der zuséatzlich
aufgenommenen Projekte beziffert werden kénnen.

Bei der Fortsetzung der Debatte in der grossen Kammer wurde der
Kommissionsvorschlag unterschiedlich aufgenommen. Mitglieder der Grinen, der SP
und der GLP kritisierten in erster Linie den Umstand, dass drei Projekte in den
Ausbauschritt 2019 aufgenommen worden waren, deren Vorprifung durch das ASTRA
noch nicht erfolgt war und die damit quasi auf einer «Uberholspur unseriéser Art»
(Jurg Grossen) an anderen, von den Kantonen auf dem reguldren Weg vorgebrachten
Projekten vorbeigeschleust wirden. Jirg Grossen (glp, BE) zeigte sich «fassungslos»,
Michael Tongi (gp, LU) sprach von einem «Schlamassel», Philipp Hadorn (sp, SO) von
einem «Chaos» und von fehlendem finanzpolitischem Verantwortungsbewusstsein.
Voten zur Verteidigung der aufgenommen Projekte gab es keine, dafiur wurde
Nationalrat Grossen mit kritischen Fragen zu seinem personlichen Mobilitatsverhalten
bedacht. Bundesratin Sommaruga drickte ihre Hoffnung aus, dass der Standerat den
Ausbauschritt 2019 korrigieren werde, sie sei «zuversichtlich, dass wir zu unseren
bewéahrten Prozessen zurickkehren kénnen».

Eine Mehrheit folgte der Kommission und nahm den Verpflichtungskredit in der Hohe
von CHF 5.651 Mrd. mit 131 gegen 48 Stimmen (10 Enthaltungen) an. Fir den Passus
eines weiteren Verpflichtungskredits betreffend die zusatzlichen Projekte stimmten
130, dagegen 55 Ratsmitglieder (4 Enthaltungen). In der Gesamtabstimmung wurde das
Geschaft mit 131 gegen 57 Stimmen (1 Enthaltung) angenommen und an den Sténderat
geschickt.
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DATUM: 06.06.2019
NIKLAUS BIERI

Im Juni 2017 fragte Nationalrat Page (svp, FR) in einem Postulat, ob eher ein Arztzeugnis
oder eine Eignungspriifung fiir Autofahrerinnen und Autofahrer iiber 75 Jahre sinnvoll
sei. Zur Zeit der Einreichung stand in den Raten die Behandlung einer
Gesetzesdnderung an, die aus einer parlamentarischen Initiative Reimann (svp, AG)
hervorgegangen war und den Startzeitpunkt der arztlichen Beurteilung der
Fahrtuchtigkeit von Personen tber 70 Jahren betraf. Pierre-André Page ging es jedoch
nicht um die Periodizitat, mit welcher die Fahreignung éarztlich getestet wird, sondern
darum, dass die arztliche Fahreignungsprifung durch einen Fahrtest ersetzt werden
kénnte - bei einem Fahrtest sei die praktische Fahreignung besser zu erkennen als in
der Arztpraxis. Wahrend die Gesetzesanderung zur Heraufsetzung des Alters der
periodischen Kontrolluntersuchung der Fahrtlichtigkeit noch 2017 angenommen wurde,
blieb das Postulat Page unbehandelt, bis es im Mai 2019 abgelehnt wurde: Nationalrat
Reimann wehrte sich als Direktbetroffener gegen eine neue obligatorische Fahrprifung
fir Autolenker tUber 75 Jahren und Bundesratin Sommaruga hielt daran fest, dass es um
die Fahreignung gehe und diese medizinisch festgestellt werden musse. Der Rat lehnte
das Postulat mit 151 gegen 19 Stimmen (bei 6 Enthaltungen) ab. °

Mit seiner Motion «Differenzierter Fiihrerausweisentzug» stiess Nationalrat
Giezendanner (svp, AG) ins selbe Horn wie seine Ratskollegin Edith Graf-Litscher (sp,
TG) mit ihrer Motion. «Wer von Ihnen hat nicht auch schon beim Autofahren einen
Fehler gemachte» fragte der Motionar rhetorisch in den Saal und forderte seine
Ratsmitglieder auf: «Seien Sie bitte menschlich!». Unmenschlich schien es Ulrich
Giezendanner zu sein, dass Berufsfahrerinnen und Berufsfahrer mit dem Entzug des
Flhrerausweises quasi ein Berufsverbot erhielten. Es sei deshalb ein differenzierter
Ausweisentzug zu schaffen, bei dem das Verschulden der fahrenden Person gewichtet
werden kénne. Bundesratin Sommaruga erwiderte, es sei heute schon moglich,
Hartefallen genlgend Rechnung zu tragen. Die Bundesratin bat darum, die Motion
abzulehnen. Der Rat nahm das Anliegen jedoch mit 131 zu 58 Stimmen (1 Enthaltung)
an. 10

Im Juni 2019 kamen die drei Bundesbeschlisse zu den Nationalstrassen 2020-2023 in
den Stédnderat. Dem «Bundesbeschluss Uber den Zahlungsrahmen Nationalstrassen
2020-2023 fur Betrieb, Unterhalt und Ausbau im Sinne von Anpassungen», der schon
vom Nationalrat ohne Anderungen angenommen worden war, stimmte der Standerat
einstimmig (44 Stimmen, keine Enthaltungen) zu. Beim «Bundesbeschluss Uber den
Ausbauschritt 2019 fir die Nationalstrassen» hatte der Nationalrat funf zusatzliche
Projekte aufgenommen: Die Umfahrungen Néfels und La Chaux-de-Fonds, den Ausbau
der Bodensee-Thurtal-Strasse, den Muggenbergtunnel und die Luckenschliessung auf
der Zircher-Oberland-Autobahn. Wahrend die beiden Umfahrungen als ausgereifte
Projekte gelten und nicht umstritten waren, wehrte sich im Erstrat eine Minderheit
zusammen mit Bundesratin Sommaruga gegen die «willkurliche» Aufnahme der drei
weiteren, vom Bundesamt fir Strassen noch nicht gepruften Projekte. Die KVF-SR hielt
es mit der nationalratlichen Minderheit und mit der Bundesréatin und beantragte ihrem
Rat, die drei Projekte wieder zu streichen. Eine Minderheit Haberli-Koller (cvp, TG)
wollte lediglich die Bodensee-Thurtal-Strasse beibehalten.

Im Plenum wurde betont, wie wichtig die Einhaltung des korrekten Vorgehens sei. Trotz
ihrer Werbung fir die Bodensee-Thurtal-Strasse vermochten Standeratin Haberli-Koller
und Standerat Eberle (svp, TG) den Saal nicht fir die entsprechende Minderheit zu
gewinnen: Mit 33 zu 11 Stimmen (keine Enthaltungen) folgte der Sténderat seiner
Kommission und strich die Bodensee-Thurtal-Strasse, den Muggenbergtunnel und die
Lickenschliessung Zircher-Oberland-Autobahn aus dem Ausbauschritt 2019. Beim
«Bundesbeschluss Uber den Verpflichtungskredit flar gréssere Vorhaben im
Nationalstrassennetz, fir den Ausbauschritt 2019 fur die Nationalstrassen und fur die
Planung von noch nicht beschlossenen Projekten» folgte der Stéanderat dem
Nationalrat, der den Kredit fur die zuséatzlich aufgenommenen Umfahrungen erhoht
hatte, entfernte aber die Finanzierung der drei nun gestrichenen Projekte wieder aus
dem Verpflichtungskredit. In der Gesamtabstimmung nahm die kleine Kammer die
Vorlage einstimmig (mit 43 Stimmen, keine Enthaltungen) an. ™
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Knapp zwei Wochen nachdem der Standerat drei vom Nationalrat aufgenommene
Projekte (Bodensee-Thurtal-Strasse, den Muggenbergtunnel und die Lickenschliessung
Zurcher-Oberland-Autobahn) wieder aus dem Ausbauschritt 2019 des Projekts
«Nationalstrassen 2020-2023» gestrichen hatte, kam die Vorlage erneut in den
Nationalrat. Die KVF-NR beantragte ihrem Rat, dem Stadnderat zu folgen, damit die
Differenzen beigelegt wurden wund die Schlussabstimmungen noch in der
Sommersession durchgefihrt werden kénnten.

Kommissionsberichterstatter Burkart (fdp, AG) und Bundesratin Sommaruga betonten
im Rat, eine Zustimmung zum Sténderat sei kein Nein zu den drei gestrichenen
Projekten an sich, diese wirden einfach regular geprift und den Raten gegebenenfalls
im nachsten Ausbauschritt unterbreitet. Der Rat folgte dem Kommissionsantrag und
stimmte stillschweigend zu.

In den Schlussabstimmungen vom 21. Juni 2019 nahm der Nationalrat die Vorlage mit
149 zu 45 Stimmen (1 Enthaltung) an, der Stéanderat stimmte ihr einstimmig (43 Stimmen,
1 Enthaltung) zu. ™

Im September 2017 hatte Thomas Burgherr (svp, AG) mit einer Motion verlangt, dass die
Priifungsintervalle bei Strassenfahrzeugen verlangert wdirden. Dazu sei die
Verordnung Uber die technischen Anforderungen an Strassenfahrzeuge anzupassen.
Der Motionar begrindetet dies mit den Entwicklungen im Fahrzeugbau und dem
wirtschaftlichen Aufwand, den die Fahrzeugprifungen mit sich bringen wirden.

Der Bundesrat lehnte das Ansinnen ab und verwies auf eine Verordnungsanpassung, die
kurz zuvor, per Anfang Juli 2017, in Kraft getreten war und bereits eine Verdoppelung
des Prifungsintervalls fur Lastwagen von einem auf zwei Jahre enthalten hatte. Es gebe
keinen Grund, nach so kurzer Zeit bereits eine weitere Erhéhung des Prifungsintervalls
vorzunehmen, zumal keine neuen Entwicklungen vorlagen.

Auch zwei Jahre spater, als die Motion im September 2019 in den Nationalrat kam, hielt
Bundesratin Sommaruga fest, es habe keine derart grossen technischen Entwicklungen
gegeben, dass das Prifungsintervall erneut ernoht werden musste. Im internationalen
Vergleich stehe die Schweiz gut da. Die grosse Kammer folgte diesem Votum und lehnte
die Motion mit 109 zu 77 Stimmen (0 Enthaltungen) ab. ™

Mit einer Motion wollte Nationalrat Christian Imark (svp, SO) die Bestrafung von Radar-
Warngruppen stoppen. Artikel 98a des Strassenverkehrsgesetzes sei dahingehend zu
andern, dass Hinweise in geschlossenen sozialen Gruppen, die sich auf den
Strassenverkehr beziehen (Radar-, Stau-, Gefahren-, Unfallwarnungen, Warnungen vor
Polizeikontrollen und dergleichen), nicht mehr bestraft wiirden. Die im September 2017
eingereichte Motion kam im September 2019 in den Nationalrat. Bundesréatin
Sommaruga wies auf eine Ungenauigkeit im Motionstext hin: So seien nur 6ffentliche
Warnungen vor Radarkontrollen verboten, nichtéffentliche seien hingegen erlaubt.
Hinweise in tatsachlich privatem Rahmen wirden also nicht verfolgt. Das Verbot
offentlicher Warnungen verteidigte die Verkehrsministerin: Es sei gerade die
Unvorhersehbarkeit ~ der  Radarkontrolle, welche einen guten Teil der
Praventionswirkung ausmache. Im Weiteren gebe es keine Probleme mit der Regelung.
Der Nationalrat beherzigte diese Ausfihrungen und lehnte die Motion mit 100 gegen 82
Stimmen (bei 8 Enthaltungen) ab. "

Die zeitgemasse und zukunftsgerichtete Erhebung der Umweltauswirkungen von
Personenwagen verlangte Nationalrat Grossen (glp, BE) mit einem Postulat. Mit einem
Bericht solle der Bundesrat Klarheit Uber die Umweltauswirkungen von Personenwagen
aller Antriebssysteme schaffen, wobei die Resultate verstéandlich und fur alle
Antriebsarten identisch dargestellt werden sollen. Grossen begrindete sein Postulat
mit der angesichts vielféaltiger und qualitativ unterschiedlicher Studien und
verschiedenen Messgrossen wachsenden Verunsicherung in der Bevdlkerung. Um eine
angemessene Konsumentscheidung zu treffen, sei die Bevolkerung auf einen Bericht
angewiesen, der die Umweltauswirkungen verschiedener Antriebsarten korrekt und
verstandlich vergleiche.

Das Postulat wurde von Nationalrat Wobmann (svp, SO) bekdmpft: Er verlangte im
Plenum des Rats, welcher das Postulat im September 2019 behandelte, dass «das UVEK
besser Uberlegen» solle, «wie die Strasseninfrastruktur auf Vordermann gebracht
werden» kénne, «anstatt fur viel Geld nutzlose Berichte» zu erstellen.

Bundesratin Sommaruga unterstiutzte das Postulat jedoch. Sie verwies auf die
«Roadmap Elektromobilitat 2022», in deren Rahmen ein ahnlicher Bericht fur
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Personenwagen mit Elektroantrieb erstellt werde. Diese Arbeiten konnten dann mit
einem Vergleich von Personenwagen anderer Antriebsart verbunden werden. Die SVP-
Fraktion stimmte geschlossen dagegen, alle anderen Fraktionen stimmten zu: Mit 125 zu
65 Stimmen (0 Enthaltungen) wurde das Postulat angenommen.

Pannenstreifenumnutzungen mit vereinfachten Verfahren erméglichen wollte
Nationalrat Christian Imark (svp, SO) mit einer 2017 eingereichten Motion. Mittels
Pannenstreifenumnutzungen  sollten geméss dem  Motionar Engpasse im
Nationalstrassennetz mit geringerem Aufwand behoben werden kdnnen, als dies mit
reguldren  Ausbauschritten der Fall sei. Weil jedoch die ordentlichen
Plangenehmigungsverfahren von «Querulantenverbdnden» (Imark) gezielt dazu genutzt
wlrden, mit Ubertriebenen Forderungen den Ausbau Uber Jahrzehnte zu blockieren,
solle fUr Pannenstreifenumnutzungen kein ordentliches Plangenehmigungsverfahren
notwendig sein, sondern ein vereinfachtes Verfahren durchgefihrt werden kdénnen.
Dies lasse sich rechtfertigen, weil die zur Umnutzung der Pannenstreifen notwendigen
baulichen Massnahmen weit geringer seien als jene im ordentlichen Ausbau, so die
Begrindung des Motionars.

Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion, da Pannenstreifenumnutzungen
oftmals mit weiteren Arbeiten einhergingen, beispielsweise mit
Larmschutzmassnahmen, was ein ordentliches Plangenehmigungsverfahren doch
notwendig mache. Umnutzungen von Pannenstreifen als lokale Verkehrsmanagement-
Massnahmen ohne gréssere bauliche Veranderungen wirden hingegen ohnehin nicht
dem nationalstrassenrechtlichen Plangenehmigungsverfahren unterliegen. Obschon
Bundesratin Sommaruga bei der Behandlung der Motion im Nationalrat im September
2019 ihren Willen bekundete, «rasch und unburokratisch» mit temporaren
Umnutzungen ohne grdssere bauliche Anpassungen umzugehen, nahm die grosse
Kammer die Motion mit 115 gegen 75 Stimmen an (keine Enthaltungen).

Das Thema Larmschutz stand im Zentrum der Motion «Wahre Kosten von
Larmschutzmassnahmen> von Nationalrat Franz Griter (svp, LU). Dieser forderte, dass
bei Larmschutzmassnahmen auf Nationalstrassen der Leitfaden Strassenldarm
(BAFU/ASTRA), konsequent angewendet werde und die Kostenberechnungen soweit
moglich auf effektiven Marktpreisen beruhten.

Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion. Er argumentierte, dass es sich bei
den Kostenangaben flur Larmschutzbauten um Richtwerte handle, die in der
Vorprojektphase fir eine Kostenschatzung eingesetzt werden, wenn noch keine
genaueren Kostenangaben vorliegen. Diese Werte basierten auf aktuellen
Ausfuhrungsprojekten an Nationalstrassen. Sie gewahrleisteten eine schweizweite
Gleichbehandlung der vom Verkehrslarm betroffenen Bevélkerung.

In der nationalratlichen Debatte im Herbst 2019 monierte Griter noch einmal, dass das
ASTRA Einheitspreise fur Larmschutzwénde anwende, die nicht den Marktpreisen
entsprachen. Er verlangte daher, dass die Berechnungsgrundlagen neu erarbeitet
wirden. Mit den seiner Meinung nach zu teuren Berechnungen der
Larmschutzmassnahmen wurden die Anwohnerinnen und Anwohner um den ihnen
zustehenden Schallschutz gebracht. Verkehrs- und Umweltministerin Sommaruga
erinnerte daran, dass es sich bei den vom ASTRA verwendeten Kostenangaben um
Durchschnittswerte von bereits realisierten Projekten entlang der Nationalstrasse
handle, konkret seien dies CHF 1700 pro Quadratmeter Larmschutzwand. Die
effektiven Kosten pro Quadratmeter Larmschutzwand beliefen sich dann aber je nach
Projekt auf zwischen CHF 900 und CHF 3'600. Zum Zeitpunkt der
Verhaltnismaéssigkeitsprifung seien die effektiven Kosten noch gar nicht bekannt und
kénnten somit gar nicht berechnet werden, erinnerte Sommaruga. Der Schutz der
betroffenen Personen sei mit der von Nationalrat Gruter geforderten Motion abhangig
von kostenbeeinflussenden Faktoren, wie beispielsweise dem Zustand einer Brilicke, auf
welcher eine Larmschutzwand erstellt wlrde. Es widerspreche dem Prinzip der
Gleichbehandlung, wenn bei anerkanntem Schutzanspruch die Umsetzung der
Massnahme davon abhéngig gemacht werde, wie aufwandig die Realisierung der
Larmschutzmassnahme ist, resimierte die Verkehrsministerin. Die Mehrheit der
grossen Kammer, insbesondere die geschlossen stimmende SVP- und FDP.Liberale-
Fraktion, liess sich von der bundesratlichen Argumentation nicht Gberzeugen und
stimmte fir Annahme der Motion (100 zu 88 Stimmen bei 2 Enthaltungen). ”
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Die von Lukas Reimann (svp, SG) zwei Jahre zuvor eingereichte Motion «Verkehrsfluss
stirken, Rechtsabbiegen bei Rot zulassen» kam im September 2019 in den Nationalrat.
Der Motionar verwies auf andere Lander, in denen das Rechtsabbiegen trotz Rotlicht
erlaubt ist, und zeigte sich Uberzeugt, dass der Verkehrsfluss mit dieser Massnahme
auch in der Schweiz verbessert werden kénnte. Bundesratin Sommaruga mochte den
verbesserten Verkehrsfluss nicht abstreiten, begriindete ihre ablehnende Haltung aber
mit der héheren Unfallgefahr, welche das Abbiegen bei Rot mit sich bringe. Mit 106 zu
60 Stimmen (bei 12 Enthaltungen) lehnte die grosse Kammer die Motion ab. ™

Die zweisprachige Signalisation auf Autobahnen ermdglichen wollte Nationalrat
Manfred Buhler (svp, BE) mit einer im Herbst 2017 eingereichten Motion. Der Motionar
storte sich insbesondere daran, dass bei der Erdffnung des Ostastes der
Autobahnumfahrung von Biel nur deutsche Ortsname auf den Signalisationsschildern
verwendet worden sind, obschon der franzésischsprachige Teil 40 Prozent der
Bevolkerung Biels ausmache. Bei Ortschaftstafeln am Ortseingang gelte schliesslich
auch die Regelung, dass beide Bezeichnungen verwendet werden, wenn die
Sprachminderheit mindestens 30 Prozent der Bevdlkerung betrage. Manfred Bulhler
forderte in seiner Motion die Ubernahme dieser Regelung fiir die Signalisation auf
Nationalstrassen und dementsprechende Gesetzes- und Verordnungséanderungen.

Zwar lehnte der Bundesrat eine Gesetzesanderung ab und begrindete dies mit
praktischen Hindernissen wie dem vorhandenen Platz auf Signalisationstafeln und der
Verkehrssicherheit - er erklarte, die untbersichtliche Signalisation kénne zu Verwirrung
und damit zu Unféllen fihren -, doch Bundesratin Simonetta Sommaruga hatte Anfang
Juli 2019 ihren Handlungsspielraum innerhalb der Signalisationsverordnung genutzt, um
die zweisprachige Signalisation auf dem Bieler Ostast zu gewahrleisten. Die
Verkehrsministerin handelte dabei nicht nur unter dem Eindruck der Motion Buhler,
sondern auch auf Ersuchen der Berner Kantonsregierung und der Stadt Biel.

Als die Motion Buhler im September 2019 in den Nationalrat kam, beantragte
Bundesratin Sommaruga mit Hinweis auf die erfolgte Anpassung in Biel die Ablehnung
der Motion. Der Motionar hielt aber an seinem Anliegen fest. Zwar dankte er der
Bundesratin fir das schnelle Handeln in Biel, dennoch wollte er eine Gesetzesanderung
anstreben, um auch anderen Stadten und Gemeinden eine zweisprachige Signalisation
auf der Nationalstrasse zu ermdglichen. Der Nationalrat nahm die Motion mit 149 gegen
34 Stimmen (0 Enthaltungen) an. "

Die Polizei muss wissen, welchen Personen der Fiihrerausweis entzogen wurde,
befand Bernhard Guhl (bdp, AG). Er hatte 2017 eine Motion eingereicht, welche
sicherstellen sollte, dass die Polizei auch nach einer Inkraftsetzung von Artikel 8%g
Absatz 4 des Strassenverkehrsgesetzes (Anderung im Rahmen der Via sicura, noch nicht
in Kraft) informiert sei Uber die Entzlige von Flhrer- und Lernfahrausweisen. Im
revidierten Strassenverkehrsgesetz soll die Datenhoheit beim ASTRA liegen, gemass
dem genannten Artikel 89g sollen Polizeikorps nur noch Daten von Fahrzeughaltern mit
unbefristetem Entzug der Fahrerlaubnis zur Verfligung gestellt werden. Der Motionar
sah diese Regelung als unnoétige Einschrankung und Behinderung der Polizeiarbeit an.
Der Bundesrat hielt in seiner Stellungnahme fest, dass die Polizei bei der Kontrolle von
Fahrerinnen und Fahrern via Fahndungssystem Ripol weiterhin Uber die Information
verflgen wird, ob bei der kontrollierten Person ein Flhrerausweisentzug vorliegt. Die
Motion wolle die Daten von Ausweisentziigen auch bei unbemannten, automatisierten
Kontrollen verfligbar machen. Da dort die Kontrolle aber nicht Uber die fahrende
Person stattfindet, sondern lber das Fahrzeug, kénnten jedoch auch Personen ins
Visier der Polizei geraten, die ganz reguléar ein Fahrzeug lenkten: Drittpersonen, die ein
Fahrzeug lenken, dessen Halterin oder Halter der Ausweis entzogen worden war. Der
Bundesrat empfahl deswegen die Ablehnung der Motion.

Im September 2019 behandelte der Nationalrat die Motion und stimmte ihr trotz
mahnender Worte von Bundesratin Sommaruga mit 130 zu 52 Stimmen (1 Enthaltung)
7U. 20
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Mit einer Motion unter dem Titel «Keine Feigenblatter fiir CO2-Schleudern. Auf
Supercredits ist zu verzichten» wollte Nationalrat Jirg Grossen (glp, BE) den Bundesrat
beauftragen, bei kinftigen CO2-Emissionsvorschriften fur Fahrzeuge auf sogenannte
Supercredits oder sich é&hnlich auswirkende Instrumente zu verzichten. Dank
Supercredits konnten besonders emissionsarme Fahrzeuge bisher mehrfach an den
CO2-Flottendurchschnitt von Grossimporteuren angerechnet werden, erklarte der
Motionar. Sie sollten zu einer schnelleren Marktdurchdringung von Elektroautos fihren,
da sie den Import von Elektrofahrzeugen fur die Importeure besonders attraktiv
machen. Eben weil die emissionsarmen Fahrzeuge mehrfach an den CO2-Ausstoss ihrer
Flotte angerechnet werden konnten, war es den Importeuren aber auch weiterhin
moglich, Fahrzeuge mit hohem CO2-Ausstoss zu importieren, ohne dass der
Durchschnitt des CO2-Ausstosses zu hoch geworden wére. Motiondr Grossen sah
deshalb in den Supercredits ein «Feigenblatt» flur die Autoimporteure. Um die
Klimaziele zu erreichen, sei auf diese zu verzichten.

Die im Dezember 2017 eingereichte Motion kam im September 2019 in den Nationalrat,
wo Bundesratin Sommaruga auf die wenige Tage spéater im Standerat folgende CO2-
Gesetz-Debatte verwies. lhre Ablehnung der Motion sei «verfahrenstechnisch
begrindet», der Bundesrat sei der Meinung, man musse jetzt am CO2-Gesetz arbeiten.
Der Nationalrat folgte der Umweltministerin und lehnte die Motion mit 89 zu 94
Stimmen (3 Enthaltungen) ab. ?

Die Motion Rytz (gp, BE) fur einen Aktionsplan gegen die Manipulation von Adblue-
Anlagen war im Marz 2019 vom Nationalrat angenommen worden. Der Stédnderat, der
sich als Zweitrat mit dem Anliegen beschéftigte, befand im Dezember 2019 Uber die
Motion. Fir die KVF-SR erklarte Stadnderat Martin Schmid (fdp, GR) im Rat, dass die
Kommission aufgrund bereits umgesetzter Massnahmen des Bundesrates die Motion als
erflllt betrachte und sie zur Ablehnung empfehle. Auch der Bundesrat teilte diese
Sicht, wie Bundesratin Sommaruga im Rat bekraftigte. Die Motion wurde danach
stillschweigend abgelehnt. 2

Die Motion Graf-Litscher (sp, TG) fur ein Nein zur doppelten Strafe fiir Berufsfahrer
und Berufsfahrerinnen beziehungsweise fur eine Anpassung des
Strassenverkehrsgesetzes und der Verkehrszulassungsverordnung und fur die
Méglichkeit, Sanktionen gegen Berufsfahrerinnen und Berufsfahrer starker zu
differenzieren, kam im Dezember vor den Zweitrat. Sie wurde vom Sténderat
gemeinsam mit der inhaltlich sehr &hnlichen Motion Giezendanner (svp, AG; Mo.
17.3590) behandelt. Die KVF-SR hatte ihrem Rat die Annahme der Motion Graf-Litscher
und die Ablehnung der Motion Giezendanner empfohlen. Die Kommissionsmehrheit
lehnte die Motion Giezendanner ab, weil sie keinen Unterschied mache bezuglich der
Schwere  einer  Verkehrsregelverletzung,  fur  welche ein  differenzierter
Flhrerausweisentzug zu erwégen sei. Dies gehe eindeutig zu weit, erklarte die
Kommission, man wolle «ausdricklich nicht an den Grundpfeilern von Via sicura»
ritteln. Eine Kommissionsminderheit Wicki (fdp, NW) beantragte hingegen auch die
Annahme der Motion Giezendanner.

Bundesratin Sommaruga schloss sich der Einschatzung der Kommission an und bat den
Rat, sofern er bei FUhrerausweisentztgen starker differenzieren wolle, die Motion Graf-
Litscher anzunehmen und die Motion Giezendanner abzulehnen. Die Ratsmitglieder
folgten dieser Empfehlung knapp: Die Motion Graf-Litscher wurde ohne Gegenstimmen
angenommen und die Motion Giezendanner wurde mit 22 gegen 20 Stimmen (keine
Enthaltungen) abgelehnt.

Zwei Tage bevor die Bevolkerung von Mitholz von der Arbeitsgruppe Mitholz Uber
Raumungsvarianten informiert wurde, reichte Stdnderat Beat Rieder (cvp, VS) am 27.
September 2019 eine Motion zur Sicherstellung der Verkehrserschliessung von
Kandersteg und Wallis wahrend den Raumungsarbeiten ein. Der Motionéar forderte die
rasche Erstellung einer zweispurigen Strasse, welche Kandersteg und das Wallis von
Norden her mit derselben Kapazitat erschliessen soll, wie die bestehende, aber bei der
Raumung des Munitionslagers gefahrdete Strasse. Am selben Tag reichte Nationalrat
Alfred Rosti (svp, BE) eine gleichlautende Motion (19.4345) im Nationalrat ein.

Der Bundesrat empfahl beide Motionen zur Ablehnung: Da die Sicherheit von Strasse
und Schiene beim Bund oberste Prioritat geniessen und der Kanton Bern zudem eine
Notumfahrung plane, seien weitere Massnahmen nicht notwendig. Bundesratin
Sommaruga sagte im Sténderat, der sich in der Wintersession 2019 mit der Motion
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Rieder befasste, dass der Bundesrat keine Parallelstrukturen neben der Projektgruppe
des VBS aufbauen wolle, «sonst hat das ASTRA dann schon einen Auftrag, wahrend das
VBS noch am Uberpriifen ist». Diese Ansicht des Bundesrates teilte der Standerat nicht:
Mit 24 zu 15 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) nahm die kleine Kammer die Motion Rieder
an.

Die Motion Héche (sp, JU) unter dem Titel «Strassenlarm weiter verringern und die
betroffene Bevolkerung schiitzen» war im Dezember 2019 im Nationalrat traktandiert.
Der Motionér wollte die Regierung beauftragen, die Programmvereinbarungen zwischen
Bund und Kantonen zum Larmschutz zu verlangern. Trotz einem Minderheitsantrag Rutz
(svp, ZH) auf Ablehnung der Motion wurde kaum debattiert: Nachdem Bundesrétin
Sommaruga erklarte, dass der Bundesrat die Weiterfuhrung der Larmschutz-
Programmvereinbarungen als sinnvoll erachte, nahm der Rat die Motion mit 136 zu 50
Stimmen (keine Enthaltungen) an. %

1) Medienmitteilung KVF-SR vom 10.04.18

2) AB SR, 2019, S. 476 f.; BBI, 2019, 5. 1899 f.

3) AB NR, 2019, S. 44 ff.

4) AB NR, 2019, S. 46

5) AB NR, 2019, S. 46 f.

6) ABNR, 2019, S. 54 f.

7) AB NR, 2019, S. 206 ff.; BBI, 2018, S. 6949 ff.; BLZ, TA, TZ,12.3.19
8) AB NR, 2019, S. 508 ff.

9) AB NR, 2019, S. 725 ff.

0) AB NR, 2019, S. 840 f.

1
1
12) AB NR, 2019, S. 1197 f.; AB NR, 2019, S. 1365.; AB SR, 2019, S. 587.; SGT, 19.6.19; Exp, 22.6.19
13) AB NR, 2019, S. 1533

14) AB NR, 2019, S. 1529

15) AB NR, 2019, S. 1522 f.

16) AB NR, 2019, S. 1530

17) AB NR, 2019, S. 1528 f.

18) AB NR, 2019, 5. 1712 f.

19) AB NR, 2019, S. 1718 f.

20) AB NR, 2019, S. 1710 f.

21) AB NR, 2019, 5. 1721

22) AB SR, 2019, §.1076

23) AB SR, 2019, $.1076 f.

24) AB SR, 2019, S. 1084 f.; Curia vista, GeschalOft 19.4345

25) AB NR, 2019, S. 2151 f.
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